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2. Änderung des Landesentwicklungsplans Nordrhein-Westfalen 
zum Ausbau der Erneuerbaren Energien  
Ihr Schreiben vom 7. Juni 2023  
Stellungnahme des Kreises Steinfurt  
 

 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

gerne nehme ich die Möglichkeit wahr, zu dem vorgelegten Entwurf der 
2. Änderung des Landesentwicklungsplans Nordrhein-Westfalen (LEP) 
Stellung zu nehmen: 

Grundsätzlich begrüße ich die in Rede stehende Änderung des LEP als 
wichtigen Beitrag für einen beschleunigten Ausbau der Erneuerbaren 
Energien in Nordrhein-Westfalen (NRW). Ziele und Maßnahmen des 
Klimaschutzes und der Klimafolgenanpassung, aber auch der Erhal-
tung des Wirtschaftsstandorts NRW und der Versorgungssicherheit 
werden dadurch deutlich gestärkt.  

Insgesamt 291 Windenergieanlagen (WEA) mit einer Leistung von ca. 
560 MW wurden inzwischen im Kreis Steinfurt installiert. Allein im ers-
ten Quartal 2023 konnten 21 WEA mit einer Leistung von 128 MW neu-
genehmigt werden.  

Hinzu kommen 4 geplante Starkstromleitungen und der Neubau eines 
Konverters im Kreisgebiet, um die an den Küsten erzeugte Windenergie 
in die Verbrauchsregionen des Ruhrgebiets und das südliche Deutsch-
land zu transportieren.  

Der Kreis Steinfurt nimmt damit im Bereich des Klimaschutzes und des 
Ausbaus erneuerbarer Energien eine Vorreiterrolle in NRW ein.  

Mit dem Entwurf des LEP werden umfangreiche Regelungen für eine 
Förderung und nachhaltige planerische Steuerung der Wind- und So-
larenergie getroffen, die den Ausbau der Erneuerbaren Energien weiter 
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fördern werden. Gleichzeitig werden damit aber die ohnehin schon bestehenden ho-
hen Raumnutzungskonkurrenzen noch einmal verschärft.  

Daher ist es mir sehr wichtig, dass es beim Ausbau der Erneuerbaren Energien zu 
einem angemessenen Ausgleich aller Anforderungen an den Raum kommt, also auch 
die Belange des Natur- und Landschafsschutzes, der Erhalt landwirtschaftlicher Nutz-
flächen als Grundlage für eine regionale Nahrungsmittelproduktion oder die Entwick-
lung von Wohn- und Gewerbeflächen in einem ausgewogenen Maße gewahrt bleiben. 
Auch die Akzeptanz der Bürgerinnen und Bürger des Kreises beim Ausbau der Erneu-
erbaren Energien gilt es zu berücksichtigen. 

Diese Aspekte werden nicht nur von mir, sondern auch von meinen Kolleginnen und 
Kollegen aus den anderen Münsterlandkreisen und den Mitgliedern im Regionalrat 
Münster so gesehen und haben daher zu einer weitestgehend übereinstimmenden 
grundsätzlich befürwortenden Meinung zu den Inhalten der 2. Änderung des LEP ge-
führt. Einvernehmen bestand allerdings auch darin, dass im Einzelnen Klarstellungen, 
Änderungen und Ergänzungen des vorliegenden Entwurfs notwendig werden. Inso-
weit schließe ich mich der detaillierten Stellungnahme des Regionalrates Münster vom 
10.07.2023 einschl. zugehöriger Anlage ausdrücklich an. Einige Punkte, die mir be-
sonders wichtig sind, möchte ich nachfolgend noch einmal herausheben, damit am 
Ende das von Land, Kreis und Kommunen angestrebte Ziel, den geänderten LEP zu 
einer rechtssicheren, verlässlichen und zukunftweisenden Grundlage für den Ausbau 
der Erneuerbaren Energien zu gestalten, erreicht wird.  

 

Ziel 10.2-6 Windenergienutzung in Waldbereichen  

Der Bau von Windenergieanlagen im Wald bedarf aufgrund der damit einhergehenden 
Beeinträchtigungen der Nutz- und Schutzfunktionen des Waldes einer sehr restriktiven 
Umsetzung.  

 

Grundsatz 10.2-7 Windenergienutzung in waldarmen Gemeinden 

Der Großteil der Kommunen im Kreis Steinfurt weist einen Anteil von weniger als 20 % 
Waldfläche an ihrer Gesamtfläche auf. Ausnahme bilden die Kommunen Lotte und 
Tecklenburg mit einem Waldanteil von jeweils 26 %.  

Es wird begrüßt, in waldarmen Kommunen (unter 20 % Waldanteil im Gemeindege-
biet) auf die Festlegung von Windenergiegebieten im Waldbereich grundsätzlich zu 
verzichten. Aber auch in Kommunen mit einem höheren Waldflächenanteil sollte ge-
nerell auf eine Inanspruchnahme von Wald verzichtet werden, sofern der Flächenbei-
tragswert ohne eine Inanspruchnahme von Waldbereichen erzielt werden kann. Für 
eine Durchsetzung wäre dieser Aspekt nicht nur als Grundsatz, sondern als Ziel im 
LEP zu verankern. Zur Erläuterung der Konfliktsituation sei auf die „waldreichere“ 
Stadt Tecklenburg verwiesen, in der eine Inanspruchnahme von Nadelwaldflächen, 
beispielsweise im Höhenzug des Teutoburger Waldes nach den im LEP-Entwurf vor-
gesehenen Regelungen machbar wäre, aus naturschutzfachlichen Gründen aber 
zwingend unterbleiben sollte, um die Funktionen des Teutoburger Waldes als landes-
weit bedeutsamer Waldbiotopverbundkorridor nicht durch WEA nicht zu beeinträchti-
gen.  
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Ziel 10.2-8 Windenergienutzung in Bereichen für den Schutz der Natur  

Es ist unverständlich, warum die Bereiche für den Schutz der Natur zukünftig aus-
drücklich für eine Windenergienutzung in Betracht gezogen werden sollen, obwohl 
diese im eigentlichen Sinne für den Natur- und Artenschutz gesichert und entwickelt 
werden sollen. Die im LEP vorgenommene Differenzierung zwischen fachgesetzlich 
geschützten und sonstigen Bereichen für den Schutz der Natur wird der hohen Schutz-
bedürftigkeit der Gebiete (einschl. Entwicklungspotenzialen) nicht gerecht. Die im Re-
gionalplan Münsterland ausgewiesenen BSN wurden nach einer intensiven fachlichen 
Prüfung dargestellt und im Kreis Steinfurt konnten aus unterschiedlichen Gründen 
diese Bereiche bisher nur zu einem sehr geringen Anteil im Rahmen der Aufstellung 
von Landschaftsplänen naturschutzrechtlich konkretisiert werden. Hier ergeben sich 
erhebliche Konflikte. Daher sollte ein Ausgleich der Belange, bzw. die Konfliktlösung 
dem jeweiligen Plangeber überlassen werden.   

 

Grundsatz 10.2-9 Berücksichtigung bestehender Windenergiestandorte und 
kommunaler Windenergieplanungen 

Eine pauschale Abstandsregelung bei der Berücksichtigung und Übernahme von wirk-
sam bestehenden Windenergieplanungen sollte unterbleiben, um den Vorgaben des 
WindBG Rechnung zu tragen und eine auf den jeweiligen Standort bezogene Einzel-
fallentscheidung zu ermöglichen.  

Des Weiteren bitte ich, den Widerspruch zwischen dem Grundsatz 10-2-9 und den 
dazu ergangenen Ausführungen sowie den derzeit geplanten Windenergiebereichen 
im Regionalplan MSL durch eine entsprechende Überarbeitung der Ausführungen und 
Begründungen zu „geeigneten“ kommunalen Windenergieplanungen aufzulösen und 
so die von den MSL-Kreisen gesehenen Rechtsunsicherheiten und Haftungsrisiken 
auszuschließen. Hierzu verweise ich auf die ausführliche Problemdarstellung des Krei-
ses Warendorf vom 07.07.2023 gegenüber der Bezirksregierung Münster, der ich mich 
ausdrücklich anschließe. 

 

Ziel 10.2-10 Monitoring der Windenergiebereiche  

Diesem Ziel stimme ich ausdrücklich zu. Die Ausnutzbarkeit der Flächen muss in ei-
nem Turnus mit Bezug zu den Zielen des Landes NRW (1.000 WEA bis 2027, Klima-
neutral bis 2045) und des Bundes (klimaneutral bis 2045, Verdopplung der Erzeu-
gungskapazitäten bis 2030 = 58 GW auf 115 GW) sowie mit Blick auf die zunehmende 
Elektrifizierung der Sektoren Wärme und Sonne überprüft werden. Daher ist es zwin-
gend notwendig, die Ausnutzbarkeit auf die sich bereits in Planung befindenden Flä-
chen, Flächen deren Situation sich geändert hat und einen anderen Status erhalten 
müssen und noch verfügbare Flächen zu prüfen. 
Ein Turnus von fünf Jahren würde eine erstmalige Überprüfung im Jahr 2029 und ein 
Turnus von zehn Jahren nach ROG würde das Jahr 2034 nach Verabschiedung von 
LEP und REG bedeuten. Ein zeitlicher Abstand von 10 Jahren macht es schwierig, 
den Ausbau zielgerecht zu steuern. 
Die Überprüfung sollte in einem Turnus erfolgen, der eine wirkungsvolle Anpassung 
von Maßnahmen /Windenergiebereichen zur Erreichung der Ziele sicherstellt.  
 

Ziel 10.2-12 Windenergienutzung in Industrie- und Gewerbegebieten   

Eine Windenergienutzung auf Gewerbe- und Industrieflächen wird befürwortet, da sich 
diese positiv auf die Entlastung von Freiraumbereichen auswirken kann. Zudem wird 
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für die ansässigen Unternehmen eine wirtschaftlichere Eigen- bzw. Direktversorgung 
mit regenerativ erzeugter Energien geschaffen.  

Allerdings ist zu berücksichtigen, dass bereits heute die verfügbaren Gewerbe- und 
Industrieflächen in der Region knapp sind und der Flächendruck zunehmen könnte. 

Insoweit sollte der LEP Festlegungen treffen, wonach die Windenergienutzung aus-
schließlich kleinflächig arrondierend und der Eigenversorgung von gewerblichen Be-
trieben dient. Eine Beschränkung der Gewerbeentwicklung darf dadurch nicht eintre-
ten.  

 

Ziel 10.2-13 Steuerung der Windenergienutzung im Übergangszeitraum 

Die Einführung von Regelungen zur Steuerung der Windenergienutzung im Über-
gangszeitraum wird begrüßt. Allerdings bestehen rechtliche Bedenken, u.a. hinsicht-
lich der Vereinbarkeit mit einer (isolierten) Positivplanung der Kommunen. Aktuell wer-
den mehr Planungen außerhalb der vorgesehenen Windenergiegebiete verfolgt, als in 
den Windenergiegebieten, da diese vielfach bereits durch WEA in Anspruch genom-
men wurden. Hier sollten privilegierte Anlagen/privilegierte Projekte, die mit dem kom-
munalen Planungswillen und fachgesetzlichen Regelungen vor Ort vereinbar sind, 
noch realisiert werden. Für eine belastbare Steuerung der Windenergienutzung in der 
Übergangszeit sind rechtssichere Regelungen im LEP vorzusehen. 
 

Ziel 10.2-14 Raumbedeutsame Freiflächen-Solarenergie im Freiraum   

Das Münsterland weist bereits heute sehr hohe Raumnutzungskonkurrenzen auf, die 
insbesondere durch die im LEP-Entwurf erkennbare Abkehr der vorsorgenden flä-
chenschonenden Steuerung erheblich verschärft wird.  
Der Zubau der Freiflächen-Photovoltaikanlagen sollte deshalb maßvoll erfolgen - die 
Inanspruchnahme des Freiraums darf nur im notwendigen Ausmaß und gesteuert er-
folgen, um die vielfältigen Ansprüche an den Freiraum in Einklang zu bringen und die 
hohe Flächenkonkurrenz hier im Münsterland nicht noch weiter zu verschärfen. Hierzu 
ist eine klare Zielformulierung im LEP unerlässlich. 

Grundsätzlich sollte auf einen prioritären Ausbau von Photovoltaikanlagen auf Gebäu-
den und an Fassaden abgehoben werden. Dieses sollte zumindest in den Erläuterun-
gen zum Ausdruck kommen. 

 

Ziel 10.2-15 Inanspruchnahme von hochwertigen Ackerböden für raumbedeut-
same Freiflächen-Solarenergie und  

Grundsatz 10.2-16 Inanspruchnahme von landwirtschaftlichen  

Kernräumen für raumbedeutsame Freiflächen-Solarenergie  
 

Da es im Münsterland nur einen sehr geringen Anteil an „hochwertigen“ Ackerböden 

gibt und keine landwirtschaftlichen Kernräume gegeben sind, müssen andere wir-

kungsvolle Kriterien Eingang in den LEP finden, um die Flächenkonkurrenz zwischen 

FFPV-Anlagen und der Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Flächen zu lösen. Dies 

schließt auch AgriPV-Anlagen ausdrücklich mit ein.  
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Anlage 

Stellungnahme des Regionalrates Münster zur 

 

Änderung des Landesentwicklungsplans NRW für den Ausbau 
der Erneuerbaren Energien 

Synopse 

Hinweise zum Lesen der Synopse: 

 
Linke Spalte: Wiedergabe der Festlegungen und Erläuterungen des geltenden LEP-Textes, in denen Änderungen vorgenommen werden. 

 

Rechte Spalte: Es werden nur die Absätze wiedergegeben, in denen textliche Änderungen vorgenommen werden, d.h. Absätze, in denen keine 
Änderungen vorgenommen werden, werden in der mittleren Spalte nicht nochmals wiedergeben. Bereiche mit textlichen Änderungen sind kursiv 
herausgehoben. Soweit ganze Festlegungen oder Absätze des bisherigen LEP gestrichen werden, wird der Text in der rechten Spalte 
durchgestrichen wiedergeben. 

 
 

Festlegungen (Ziele und Grundsätze) sind fett gedruckt; bei den Erläuterungen sind jeweils nur die Überschriften fett kursiv gedruckt. 

  






































































